
Verordnung des Landkreises Pfaffenhofen an der Ilm zum Schutz freilebender 
Katzen  

(Katzenschutzverordnung – KatzenschutzVO) 
 

 
 
Auf Grund von § 13b des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), das zuletzt durch Art. 1 G v, 17.12.2018  
geändert worden ist, in Verbindung mit § 11 der Verordnung über die Zuständigkeit 
zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung –DelV) vom 
28.01.2014 (GVBl. S.22) BayRS 103-2-V wird verordnet:  
 

§ 1 Regelungszweck, Geltungsbereich 
 
(1) Diese Verordnung dient dem Schutz von freilebenden Katzen vor erheblichen 

Schmerzen, Leiden oder Schäden, die auf eine hohe Anzahl dieser Katzen inner-
halb des Gebietes einer Gemeinde/eines Marktes oder einer Stadt zurückzufüh-
ren sind. 

 
(2) Diese Verordnung gilt für die in Anhang 1 genannten Gebiete einer Gemeinde, 

eines Marktes oder einer Stadt im Landkreis Pfaffenhofen an der Ilm.  
 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Verordnung ist eine  

 
1. Katze ein männliches oder weibliches Tier der Unterart Felis silvestris catus 

(Hauskatze), 
 

2. freilebende Katze eine Katze, die nicht oder nicht mehr von einem Menschen 
gehalten wird,  
 

3. Katzenhalterin oder Katzenhalter eine natürliche Person, die die tatsächliche 
Bestimmungsmacht über eine Katze in eigenem Interesse und nicht nur ganz 
vorübergehend ausübt und das wirtschaftliche Risiko des Verlusts des Tieres 
trägt,  
 

4. als Katzenhalter/in im vorstehenden Sinne gilt auch, wer freilebenden Katzen 
Futter zur Verfügung stellt (Obhutsverhältnis), oder auf dessen Grundstück der 
Aufenthalt von freilebenden Katzen geduldet wird, ohne dass dagegen geeig-
nete Maßnahmen unternommen werden,  
 

5. Halterkatze die Katze einer Katzenhalterin oder eines Katzenhalters,  
 

6. freilaufende Halterkatze eine Halterkatze, der unkontrolliert freier Auslauf ge-
währt wird und die nicht weniger als 5 Monate alt ist.  

  



 
§ 3 Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für freilaufende 

Halterkatzen 
 
(1) Freilaufende Halterkatzen sind von ihren Katzenhalterinnen und Katzenhaltern  

durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt zu kastrieren und mittels Mikrochip  
oder Ohrtätowierung eindeutig und dauerhaft zu kennzeichnen sowie zu registrie-
ren.  

 
(2) Die Registrierung erfolgt, indem neben den Daten des Mikrochips oder der  

Ohrtätowierung Name und Anschrift der Katzenhalterin oder des Katzenhalters in 
das kostenfreie Haustierregister von Tasso e.V. oder in das kostenfreie Haustier-
register des Deutschen Tierschutzbundes (FINDEFIX) eingetragen werden. Die 
Katzenhalterin oder der Katzenhalter hat dabei seine Erlaubnis zu erteilen, dass 
das jeweilige Haustierregister Behörden zur Halterfeststellung die hinterlegten 
Daten übermitteln darf.  
 

(3) Der Gemeinde/dem Markt oder der Stadt ist auf Verlangen ein Nachweis über die 
durchgeführte Kastration und Registrierung vorzulegen.  
 

(4) Von der Kastrationspflicht nach Absatz 1 können auf Antrag durch die Ge-
meinde/den Markt oder die Stadt Ausnahmen zugelassen werden. Die übrigen 
Bestimmungen hinsichtlich der Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht in den 
Absätzen 1 bis 3 bleiben unberührt.   

 

(5) Eine von der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter personenverschiedene Eigen-
tümerin oder ein personenverschiedener Eigentümer hat die Ausführungen der 
Halterpflichten nach Absatz 1 bis 3 zu dulden.  

 
§ 4 Maßnahmen gegenüber Katzenhalterinnen und Katzenhaltern 

 
(1) Wird eine entgegen § 3 Absatz 1 unkastrierte Halterkatze von der Ge-

meinde/dem Markt oder der Stadt oder einer oder einem von ihr Beauftragten im 
Gemeinde-/Markt- oder Stadtgebiet angetroffen, soll der Katzenhalterin oder 
dem Katzenhalter von der Gemeinde/dem Markt oder der Stadt aufgegeben 
werden, das Tier kastrieren zu lassen. Bis zur Ermittlung der Katzenhalterin o-
der des Katzenhalters kann die Katze durch die Gemeinde/dem Markt oder die 
Stadt oder einer oder einem von ihr Beauftragten in Obhut genommen werden. 
Ist zur Ergreifung der Katze das Betreten eines Privat- oder Betriebsgeländes 
erforderlich, sind die Grundstückseigentümer oder Pächter verpflichtet, dies zu 
dulden und die Gemeinde/der Markt oder die Stadt oder eine oder einen von ihr 
Beauftragten bei einem Zugriff auf die Katze zu unterstützen. Mit der Ermittlung 
der Katzenhalterin oder des Katzenhalters soll unverzüglich nach dem Aufgrei-
fen der Katze begonnen werden. Dazu ist insbesondere eine Halterabfrage bei 
den in § 3 Absatz 2 genannten Registern zulässig.  
 

(2) Ist eine nach Absatz 1 angetroffene unkastrierte Halterkatze darüber hinaus ent-
gegen § 3 Absatz 1 nicht gekennzeichnet und registriert und kann ihre Halterin 
oder ihr Halter nicht innerhalb von 48 Stunden identifiziert werden, kann die Ge-
meinde/der Markt oder die Stadt die Kastration auf Kosten der Katzenhalterin o-



der des Katzenhalters durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt durchführen las-
sen. Nach der Kastration soll die Katze wieder in die Freiheit entlassen werden. 
Die Entlassung in die Freiheit soll an der Stelle erfolgen, an der die Katze aufge-
griffen worden ist.  

 

(3) Eine von der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter personenverschiedene Ei-
gentümerin oder ein personenverschiedener Eigentümer hat die Maßnahmen 
nach Absatz 1 und 2 zu dulden.  
 

§ 5 Maßnahmen gegenüber freilebenden Katzen 
 
(1) Die Gemeinde/der Markt oder die Stadt oder eine von ihr Beauftragte oder ein 

von ihr Beauftragter kann freilebende Katzen kennzeichnen, registrieren und 
kastrieren lassen. Zu diesen Zwecken darf die freilebende Katze in Obhut ge-
nommen werden. Nach der Kastration kann die Katze wieder in die Freiheit ent-
lassen werden. Die Entlassung in die Freiheit soll an der Stelle erfolgen, an der 
die Katze aufgegriffen worden ist.  
 

(2) Ist für Maßnahmen nach Absatz 1 das Betreten eines Privat- oder Betriebsge-
ländes erforderlich, gilt § 4 Absatz 1 Satz 3 entsprechend.  
 
 

§ 6 Antrag  
 

(1) Eine Gemeinde/ein Markt oder eine Stadt, der bzw. dem es nach Umsetzung an-
derer Maßnahmen mit unmittelbarem Bezug auf freilebende Katzen nicht gelun-
gen ist, die Anzahl fortpflanzungsfähiger Katzen und damit verbundenem Katzen-
leid zu reduzieren, beantragt bei der Kreisverwaltungsbehörde die Aufnahme in 
Anhang 1 dieser Verordnung. Der Antrag ist schriftlich zu stellen und muss die fol-
genden Angaben enthalten: 
 

a) Eine aussagekräftige Dokumentation, aus der sich ergibt, dass eine hohe 
Katzenpopulation (Kolonien freilebender Katzen) existiert und damit einher-
gehende Tierschutzprobleme in Form von Schmerzen, Leiden, Schäden 
bestehen; hierbei sind die Anzahl der betroffenen Katzen, sowie die festge-
stellten Tierschutzprobleme möglichst genau zu bezeichnen;  

 
b) eine genaue Bezeichnung des betroffenen Gebietes, z.B. durch die Benen-

nung der es umgrenzenden Straßen, Wege oder Plätze, natürlichen Gege-
benheiten oder Gemarkungsgrenzen, oder durch eine Bezeichnung der 
dazu gehörenden Grundstücke nach Straßen- und Hausnummern oder 
Flurstücknummern; ferner ist ein Ortsplan beizufügen, in dem das bean-
tragte Schutzgebiet eingezeichnet ist;  
 

c) eine Auflistung der Maßnahmen, insbesondere solcher mit unmittelbarem 
Bezug auf die freilebenden Katzen, die im Vorfeld ergriffen wurden, um 
eine Populationsminderung zu erreichen (z.B. der Ansatz „Einfangen-Kast-
rieren-Freisetzen“, Informationskampagnen mit dem Flyer des Bayerisches 
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz „Kastration von Kat-
zen ist Tierschutz“ oder ähnliche Maßnahmen);  

 



d) die Feststellung, dass die ergriffenen Maßnahmen für eine dauerhafte Po-
pulationsverminderung nicht ausreichend waren. Soweit möglich, sind 
auch die Gründe hierfür anzugeben. 

 
 

(2) Die Kreisverwaltungsbehörde prüft, ob entsprechende Regelungen erforderlich 

und verhältnismäßig sind und nimmt die Gemeinde/den Markt oder die Stadt  

nach Abwägung der mit der Anordnung verfolgten öffentlichen Interessen und der 

entgegenstehenden Grundrechte der Tierhalter und -eigentümer in den Anhang 1 

dieser Verordnung auf. Eine Aufnahme ist nur bei solchen Gebieten zulässig, wo 

nachweislich eine entsprechende Problematik besteht, mildere Mittel unwirksam 

waren und die Abwägung ergeben hat, dass öffentliche Interessen überwiegen. 

 

(3) Die Aufnahme neuer Gebiete wird ortsüblich bekanntgemacht. 

 

(4) Sind die Gründe für Maßnahmen nach dieser Verordnung in einer Gemeinde/ei-

nem Markt oder eine Stadt nicht mehr gegeben, so beantragt die Gemeinde/der 

Markt oder die Stadt unverzüglich die Löschung in Anlage 1 dieser Verordnung. 

Die Kreisverwaltungsbehörde aktualisiert daraufhin Anlage 1 dieser Verordnung.  

 
 

§ 7 Inkrafttreten 

 

Die Verordnung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
Die Änderung des Anhanges 1 der Verordnung tritt am 01.01.2026 in Kraft.  

 
 

Pfaffenhofen, den 03.07.2025 
 
 
 
 
 
Albert Gürtner 
Landrat 

 
 
 

Anlage 



Anhang 1 zu § 1 Absatz 2 der Verordnung des Landkreises Pfaffenhofen an der 

Ilm zum Schutz freilebender Katzen  

 
 
 

Gebietskörperschaft Genaue Bezeichnung des Gebiets 

Stadt Pfaffenhofen Gesamtes Gemeindegebiet 

Markt Reichertshofen Gesamtes Gemeindegebiet 

Gemeinde Pörnbach Gesamtes Gemeindegebiet 

  

 


